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1
Problemstellung und Gang der Untersuchung

Patientenschutz ist ein Teil des gesundheitlichen Verbraucherschutzes. Unter diesem Begriff des rechtlichen Verbraucherschutzes im Gesundheitsbereich sollen alle diejenigen Rechtsnormen verstanden werden, die der Bürgerorientierung des Gesundheitswesens durch die Befähigung der Selbstbestimmung (Autonomie), durch die Sicherung der Qualität und Sicherheit medizinischer Behandlungen (Schutz) und durch Beteiligung von Patienten an gesundheitsbezogenen Beratungs- und Entscheidungsverfahren dienen. Einige der wichtigsten Gegenstände des gesundheitlichen Verbraucherschutzes sind die Information der Verbraucher (Bürger, Patienten, Versicherte) über die Gesundheitsleistungen und –güter und die Transparenz von Leistungen, Gütern und Gesundheitsinstitutionen für den Verbraucher.

Das deutsche Gesundheitswesen ist geprägt von einem historisch gewachsenem paternalistischen Verhältnis zwischen Arzt und Patient. Der Arzt legt durch seinen Wissensvorsprung die Nachfrage nach medizinischer Leistung selbst fest. Da er auch das Leistungsangebot bereitstellt, versagt der Marktmechanismus und es kommt zu Kostensteigerungen. These ist, daß dieses Dilemma nur gelöst werden kann, wenn die Stellung des Patienten gestärkt wird.
 Dies beinhaltet u.a. sein Recht auf Information und insgesamt eine starke Transparenz des Gesundheitssystems, die ggf. mit gesetzgeberischen Mitteln durchgesetzt werden muß.

Die Gesundheitsreform 2000 
 setzt ebenso voraus, daß für ein modernes Gesundheitssystem die Gesundheitsförderung ebenso unverzichtbar ist wie wirksame Maßnahmen zum Patientenschutz, stärkere Rechte und Informationsmöglichkeiten für die Patienten und die Unterstützung der Selbsthilfe. „Nur informierte und aufgeklärte Versicherte und Patienten können ihre Gesundheit fördern und sind in der Lage, die Einrichtungen des Gesundheitssystems sinnvoll zu nutzen.“

Ziel dieser Arbeit ist die Betrachtung der gegenwärtigen Situation und die Analyse der Zukunftsaussichten von Bestrebungen auf dem Gebiet der Stärkung von Patientenrechten durch erhöhte Information, unabhängige Beratung und Transparenz der Versorgungsstrukturen.

2.1 2
Rolle des Patientenschutzes in Deutschland - Bestandsaufnahme

2.2 Vorhandene rechtliche Bestimmungen und Rechtsprechung zum Patientenschutz

Die Rechte der Patienten insgesamt sind in Deutschland durch eine Reihe von Vorschriften geregelt, die sich generell aus folgenden Quellen ergeben:

I.
Verfassung
(z.B. Art. 2 GG „Selbstbestimmungsrecht“ des Patienten)

III. II.
Gesetze
(z.B. BGB-Vertragsrecht, AMG, ProdHaftG, SGB V usw.)

IV. Satzungen
(z.B. ärztliche Berufsordnungen wie „Kammergesetze“)

V. Richterliche Spruchpraxis    (z.B. Rechtsprechung des BGH zur Arzthaftung)

I. Die Regelungen betreffen im Kern folgende, für Patienten relevante Bereiche:

II. Qualität, Sicherheit und Schutz

III. Gewährleistung von Autonomie durch das Recht auf Information, unabhängige Beratung und Transparenz der Versorgungsstrukturen

IV. Beteiligung von Bürgern, Versicherten und Patienten am Gesundheitssystem

V. Schadensregulierung

Die Rechte auf eine individuelle, krankheitsbezogene Information des Patienten sind dabei privatrechtlich – im Rahmen des Arzthaftungsrechtes – relativ hoch entwickelt. Dazu gehören z.B. Aufklärungspflichten über die Erkrankung, die Risiken der Behandlung und ihrer Alternativen, Einsichtsrechte in die Krankenakte etc.

Bezogen auf die allgemeine, vergleichende Gesundheitsinformation im Produkt- oder Dienstleistungssektor ist die rechtliche Lage jedoch weniger weit ausgestaltet. Strukturen, die eine von der konkreten ärztlichen Behandlung unabhängiger Vermittlung von Information über Behandlungsmethoden und Versorgungsstrukturen ermöglichen, Transparenz schaffen und Beratungsangebote eröffnen, sind kaum vorhanden.

Derartige Informationsrechte der Patienten sind jedoch von besonderer Bedeutung, da sie als Grundlage für die vielfältigen gesundheitsbezogenen Entscheidungen fungieren und Voraussetzung sind, um sich überhaupt im Gesundheitssystem zurecht finden zu können.

Diese „allgemeinen“ Rechtsansprüche auf Information bestehen derzeit nur gegenüber den Sozialleistungsträgern und dem öffentlichen Gesundheitsdienst. Sie können folgendermaßen umrissen werden: 

Rechtsanspruch
Normierung
Ausgestaltung des Anspruchs

Informationsrechte gegenüber der Krankenkasse
§§ 14, 15 SGB I
Anspruch auf Beratung und Auskunft

Informationspflichten des Sozialleistungsträgers
§ 13 SGB I
Allgemeine, klar und  verständliche Aufklärung über die Rechte und Pflichten der Sozialleistungsträger; Betreuungspflicht aufgrund der Informationsabhängigkeit der Berechtigten

Zusammenarbeit der Versorgungsträger im gegliederten Versorgungssystem
Zahlreiche Normen, u.a. SGB X
Gesundheitliche Versorgung darf nicht  wegen unterschiedlicher Zuständigkeiten leiden

Beratung, Förderung und Hilfe durch den öffentlichen Gesundheitsdienst
Ländergesetze (z.B. NWÖGDG, BremÖGDG)
U.a. Information und Beratung über gesundheitliche Belange durch Gesundheitsämter

Tabelle 1: Rechtsansprüche auf Information im deutschen Gesundheitswesen (eigene Darstellung)

Die Informations- und Betreuungspflichten der Sozialleistungsträger sind meist nicht klar definiert. Es werden allgemeine Ziele angestrebt, wie z.B. „eine Informationslage zu schaffen, die den einzelnen eine freie und selbständige Entscheidung über die Gestaltung seines Sozialleistungsverhältnisses erlaubt“.
 Demgemäß findet sich, jeweilig von der Institution abhängig, ein buntgemischter Maßnahmenkatalog, wie z.B. Rundbriefe, Beratungsblätter, Mitgliederzeitschriften, Versichertentelefone, Homepages im Internet etc.

Die Informationsleistungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes hängen von den verfügbaren Ressourcen ab, so daß ein Auswahlermessen der Behörden über Art und Umfang des konkret möglichen besteht.

Weiterhin erscheint es unter dem Gesichtspunkt der Erhöhung der Transparenz des Gesundheitssystems gerechtfertigt, daß Patienten an Entscheidungen des Gesundheitssystems beteiligt werden. 

Die bestehenden Institutionen (z.B. Ärztekammern, Berufsverbände, Kassenärztliche Vereinigungen, Krankenhäuser usw.) bieten so gut wie keine Mitwirkungs- oder Mitentscheidungsrechte für Betroffene, d.h. Kranke oder Patienten an. Lediglich Versicherte haben einige geringe Beteiligungsrechte innerhalb der Selbstverwaltungsstrukturen der Primär- und Ersatzkassen.

2.2
Informationsquellen, Patientenberatung und – unterstützung

In Deutschland arbeiten eine Fülle von Institutionen und Gruppen im Bereich Patientenberatung und –unterstützung. Gemeinsam mit „neutralen“ Informationsquellen werden sie in der nachfolgenden Tabelle dargestellt: 

Institution/

Quelle
Träger/Rechts-

grundlage
Aufgabe/Angebot
Kommentar

Internet

Medizinische Fachinfor-mationen, insbesondere durch Medizin-/Patientenforen und Darstellungen der Patienten-selbshilfeeinrichtungen
Keine „Qualitätskontrolle“ der veröffentlichen Daten

Gesetzliche Krankenkassen und Krankenversicherungen;

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung (MDK)
§ 66 Sozial-

gesetzbuch V; Krankenversicherungen/

Krankenkassen
(Freiwillige) Unterstützung der Versicherten bei der Verfolgung von Schadens-ersatzansprüchen und Information des Versicherten; Patientenberatung durch Ärzte; Beratung und Begutachtung von Behandlungsfehlern
Stehen überwiegend auf Seite der Ärzte und Krankenhäuser; kein Zwang zur Hilfe bei ärztlichen Behandlungsfehlern; zukünftig auch Direkt-beratung von Versicherten bei Behandlungsfehlern


Amtliche Verzeichnisse über Ärzte
Öffentliche Einrichtungen
Unterstützung bei der Arztwahl durch Ärzte-adreßbücher, Verzeichnisse der Kassenärztlichen Verei-nigungen, Krankenver-sicherungen, Ärztekammern, Fernsprechbuch
Keine bewerteten Informationen

Branchenbücher, Telefon-bücher, Gelbe Seiten etc.

Auswahl an Informationen über Leistungsanbieter
Keine bewerteten Informationen

Ärztekammern
Öffentliche Körper-schaft mit Zwangsmit-gliedschaft von Ärzten
Patientenberatung und Entgegennahme von Beschwerden
keine primäre Verfolgung von Patienteninteressen

Gutachterkommissionen und Schlichtungsstellen
Einrichtung der Ärztekammern
U.a. Bewertung, Begut-achtung und Entscheidung bei Arzthaftungsfällen
Ärztliche Dominanz in den Kommissionen

Ethikkommissionen
Arzneimittelgesetz und Medizinproduktegesetz; Träger: Bundesländer
Kontrolle der Gefahren und Nebenwirkungen in der Arzneimittelforschung
Ärztliche Dominanz  in den Kommissionen

Staat

Generelle Aufsichtsfunktion im Gesundheitswesen; Erarbeitung und Umsetzung von gesundheitspolitischen Maßnahmen und Regelungen
Interessenkonflikt, da z.T. Träger von Einrichtungen und gleichzeitig Regelungsorgan

Institution/

Quelle
Träger/Rechts-

grundlage
Aufgabe/Angebot
Kommentar

Rechtsanwälte

Anwaltliche Rechtsberatung und –unterstützung ( z.B. bei Kunstfehlern)
Problem der Auswahl und der anfallenden Kosten der Unterstützung

Öffentliche Rechtsauskunftsstellen
Justizbehörden der Länder
Rechtsberatung
Nur für sozial Schwache zugänglich

Patientenbeschwerdestellen
Landkreise und kreisfreie Städte
Patientenberatung und Mediation in einigen Bundesländern


Patienten-Informations, Beratungs- und Beschwerdestellen
Verbraucherzentralen und Patientenstellen in verschiedenen deutschen Großstädten

Fünf Stellen in BRD mit insgesamt nur 10 fest angestellten Mitarbeitern

Informationsstellen
Gesundheitslotse der Gesundheitsbehörde HH; Informations-zentrum im Gesund-heitszentrum München
Erste Anlaufstelle mit „Lotsenfunktion“
unbewertete Information; keine inhaltliche Beratung (außer HIV)

Patientenfürsprecher
In einigen BL ehrenamtliche Berater in Krankenhäusern; vom Krankenhaus beschäftigt
Beratung und Unterstützung von Patienten in Krankenhäusern
Durch Ehrenamt oder geringe Aufwands-entschädigung Einschrän-kung der Wirksamkeit

Ombudsmänner/

Ombudsfrauen
Ehrenamtliche Patientenfürsprecher in einigen Krankenhäusern und bei der Landesärztekammer
dito
Keine autonome Funktion, da von der Institution Krankenhaus beschäftigt.

Patientenbeauftragter
im BL Bremen; Träger ist Verein, der von verschiedenen Institutionen getragen wird
dito
Arbeitet ebensowenig auf gesetzlicher Grundlage und ist auch nicht vom Parlament bestellt (de facto keine Unabhängigkeit)

Patientenvertrauensperson
Modellversuch in HH (Verbraucherzentrale und Krankenhaus sind Träger)
dito
Zentrale ist unabhängig; Mitarbeiter arbeiten hauptamtlich

Patienteninitiativen
Zusammenschlüsse von Betroffenen (z.B. „Medizingeschädigter“);
Information und Beratung Betroffener und Interessierter


Selbsthilfegruppen und Selbsthilfekontaktstellen Interessengruppen, Selbshilfeverbände- und –gruppen von Patienten oder Medizingeschädigten
privat, z.T. durch staatliche Mittel der Krankenkassen finanziell (mit-) gefördert
Anlaufstellen für 

Beratung und Unterstützung;

Selbsthilfeeinrichtung zur Beratung und zum Austausch über krankheitsspezifische Probleme
Kaum Verbindung zu anderen Institutionen der Patientenunterstützung

Verein Comed Interessengemeinschaft der Krankenversicherten e.V.

Verein wird von wissenschaftlichem Beirat unterstützt
Bundesweite Beratungs- und Informationsstellen
10,- DM Monatsbeitrag; ab Juni 1999 tätig

Tabelle 2: Informationsquellen über das Gesundheitsversorgungssystem sowie Gruppen und Institutionen der Patientenberatung und -unterstützung (eigene Darstellung)

3
Weiterentwicklung des Patienten-schutzgedankens

3.1
Verabschiedung eines Patientenschutzgesetzes

Politischer Wille der derzeitigen Koalitionsregierung von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ist eine noch weitere Stärkung der Patientenrechte. Dadurch soll u.a. eine Verminderung bisheriger haftungsrechtlicher Probleme herbeigeführt werden. Ausdrücklich soll hier jedoch zunächst eine Prüfungsphase zwischengeschaltet werden. In dieser soll zwischen eine Regelung innerhalb eines neu zu schaffenden Patientenschutzgesetzes oder einer Verbesserung der bisherigen gesetzlichen Regelungen entschieden werden. Das Vorhaben soll in der jetzigen Legislaturperiode durchgeführt, jedoch von der anstehenden Gesundheitsstrukturreform 2000 „entkoppelt“ werden.

Die Opposition der CDU sieht keinen weiteren Regelungsbedarf hinsichtlich des Patientenschutzes in Form eines neuen Gesetzes, sondern verweist auf die Fortentwicklung und Verbesserung der Rechtsstellung der Patienten und die genauere Beschreibung ärztlicher Pflichten im Rahmen der bereits bestehenden rechtlichen Bestimmungen.

Aus diesen Formulierungen wird deutlich, daß es sich bei einem Patientenschutzgesetz nach Lesart der politischen Parteien lediglich um eine Normierung von Haftungsansprüchen handeln wird, die bislang in verschiedenen zivilrechtlichen Regelungen (u.a. BGB, Berufsordnungen für Ärzte) niedergelegt und durch Rechtsprechung konkret ausgestaltet wurden.

Entwürfe über den Inhalt eines derartiges Gesetzes, welches z.B. die Einführung einer Verdachts- oder Gefährdungshaftung oder die Beweislastumkehr im Arzthaftungsrecht enthalten könnte oder auch durch eine Patientenversicherungs-pflicht die Individualhaftung ausschließen könnte, liegen bislang in detaillierter Form noch nicht vor. Selbst der Verein Patientenschutz e.V., Bremen, würde die bislang vorliegenden Entwürfe, bei denen es sich eher um Vorschläge handelt, als Gesetz nicht ernsthaft in Erwägung ziehen.

In Zweifel gezogen werden muß zudem, ob es sinnvoll ist, Sonderhaftungsnormen für einen speziellen Berufsstand per Gesetz einzuführen. Es könnte vielmehr sinnvoll sein, sich auf die in der Praxis flexiblere Rechtsprechungspraxis zu verlassen. Diese

hat sich im Laufe der Zeit als immer mehr „patientenfreundlich“ erwiesen.
 Hinsichtlich einer generellen Rechtssicherheit ist die Verabschiedung eines Gesetzes wiederum zu begrüßen. Daher ist momentan nicht ersichtlich, ob es in absehbarer Zeit tatsächlich zu einer Verabschiedung eines Patientenschutzgesetzes kommt. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen steht einem solchen Vorhaben positiv gegenüber, die Meinung der SPD-Fraktion hierzu ist eher geteilt.
 Demgegenüber erhoffen Patienteninitiativen mit der Verabschiedung eines Patientenschutzgesetzes die inhaltliche Verwirklichung viel weitgehenderer Patientenrechte als der von erweiterten Haftungsregelungen.
 Hier wird u.a. auch auf Informations- und Unterstützungsrechte der Patienten, wie z.B. die Verpflichtung zur Erstellung von Aufklärungsbroschüren über das Gesundheitswesen oder die Einrichtung öffentlich-rechtlicher Beschwerdestellen, eingefordert. Eine Initiative zur Umsetzung derartiger Forderungen in Gesetzesform ist offensichtlich von der Regierung derzeit nicht geplant.

3.2
Transparenz und Autonomie des Patientenschutzes und der Patientenrechte durch Information, Aufklärung und Hilfestellung

Unter diesem Punkt sollen einige Vorschläge zur Verbesserung der Situation der Patienten vorgestellt werden. Eine Beurteilung zu den Vorschlägen durch politische Parteien liegt bislang noch nicht vor.

3.2.1
Vergleichende Gesundheitsinformation

Es sollten Einrichtungen geschaffen werden, die nach dem Modell „Stiftung Gesundheitstest“ die Aufgabe des qualitativen und ökonomischen Vergleichs von Gesundheitsdienstleistungen und –produkten sowie von Versorgungsorganisationen (Krankenhäuser, Gemeinschaftspraxen etc.) wahrnehmen und darüber öffentlich informieren. 

3.2.2 Es muß garantiert sein, daß diese Einrichtung unabhängig von Leistungserbringern, Versicherungsträgern und Verwaltungsträgern arbeiten und eine zivilrechtliche Angreifbarkeit (z.B. durch Regreßansprüche von Anbietern mit schlechtem „ranking“) minimiert wird. 

3.2.3 Unabhängige Patienteninformations, -beratungs und                                                                - beschwerdestellen

3.2.4 Eine umfassende Konzeption über Institutionen, die flächendeckend und koordiniert von Leistungserbringern (einschließlich Staat) unabhängige Unterstützung für hilfe- und informationssuchende Bürger anbieten, wäre wünschenswert.

3.2.5 Ausweitung des Umfangs der Aufklärung über Behandlungsmethoden

Eine Verpflichtung von Ärzten über die umfassende und allgemeine Darstellung von Behandlungsmethoden und –alternativen gegenüber seinem Patienten als „Angebote“ 

ist anzustreben, um auch die tatsächliche Entscheidungsgewalt über die Behandlungsart in die Hände des Patienten zu legen. In der Praxis beschränkt sich diese Aufklärung in der Regel nur auf die Risiken von Behandlungsmethoden.

3.2.4
Informationsangebote von Ärztekammern, Kassenärztlichen Vereinigungen und der Gemeinsamen Selbstverwaltung nach SGB

Anzustreben wäre eine stärkere Einbindung bzw. Verpflichtung der bereits bestehenden Institutionen bei der Erteilung von Information, Verschaffung von Transparenz über verschiedenen Behandlungsmethoden und Versorgungsstrukturen und auch der Eröffnung von Lernchancen für Patienten und Bürger. Dies könnte durch ein einfaches (Länder-)Gesetz erlangt werden, wobei jedoch die Finanzierungsfrage zu klären wäre. Auch die Gemeinsame Selbstverwaltung gem. SGB V läßt theoretisch Information und Beratung unabhängig von der konkreten Arzt-Patient-Beziehung zu. Davon abgelöste Strukturinformationen könnten durch entsprechend zu schaffende Stellen zur Verfügung gestellt werden.

3.3
Beteiligung von Bürgern und Patienten an Verfahren und Entscheidungen des Versorgungssystems

I. Die Gewährleistung von Beteiligungsrechten für Versicherte und Patienten bzw. ihrer Repräsentanten könnte durch folgende Maßnahmen verbessert werden:

II. Erweiterung der Beteiligungsrechte an bislang unter der Dominanz der Ärzteschaft stehender Gutachterkommissionen und Schlichtungsstellen;

III. Einräumung von Beteiligungsrechten in Ethikkommissionen, die z.B. die Interessen von Versuchspersonen wirksam zur Geltung bringen;

IV. Einräumung von Beteiligungsrechten im Stufenplanverfahren, d.h. im Verfahren der Zulassung von neuen Arzneimitteln;

V. Beteiligung von Patienten an der Standardbildung, d.h. innerhalb des Beratungs- und Festlegungsverfahrens für medizinische Behandlungs-standards;

VI. Beteiligung an der Qualitätssicherung im Gesundheitswesen z.B. durch einen „Patientenbeirat“ o.ä.;

3.4 VI.
Beteiligung an Entscheidungen der ärztlichen Berufskammern, um eine verstärkte Patientenorientierung dieser Institution zu fördern.

3.5  
Charta der Patientenrechte

· Die politischen Parteien sind sich einig über die Vorteilhaftigkeit einer Patientenrechtscharta, in der alle bestehenden rechtlichen Bestimmungen zusammengefaßt und für die Allgemeinheit zugänglich gemacht werden, um

· das Thema Patientenrechte in das Bewußtsein der Öffentlichkeit und der im Gesundheitswesen Beschäftigten zu rücken;

· eine breite Diskussion zum Thema Patientenschutz anzuregen;

· eine Übereinstimmung über die Einführung eines Gesetzes in Form einer Patientenrechtscharta zu erreichen.

Ein Rechtsgutachten als Vorlage zur Gesundheitsministerkonferenz 1999 liegt mittlerweile vor.
 Es enthält eine Bestandsaufnahme, Hinweise zum Fortentwicklungsbedarf und eine Charta der Patientenrechte. Diese Charta beschreibt sich selbst jedoch nur als Informationsgrundlage. Es erscheint zweifelhaft, ob die dort aufgestellten allgemeinen Regeln in Form eines konkreten Gesetzes umsetzbar sind. In jedem Fall kann das Ziel der Anregung zur Diskussion über den Zustand und die Entwicklung des deutsche Gesundheitssystem durch die Charta erreicht werden.

4
Schlußbetrachtung

In Deutschland zeigen sich deutlich Defizite bezüglich der Transparenz in den Fragen des Patientenschutzes und der Patientenrechte. Um eine Chancengleichheit zwischen Anbietern und Nachfragern von Gesundheitsdienstleistungen herzustellen, müssen Informations- und Beratungsrechte für Bürger erweitert und verbessert werden. Erste Schritte hierzu wurden bereits unternommen, wie z.B. die geplante Verpflichtung der Krankenkassen zur Direktberatung von Versicherten in Arzthaftungsfragen. Vorliegende Entwürfe einer Patientenrechtscharta und die Ankündigung der Prüfung und ggf. Verabschiedung eines Patientenschutzgesetzes sind weitere Schritte. Die Betrachtung geschieht insbesondere auch unter Berücksichtigung der Entwicklungen und Erfahrungen in anderen Ländern und der WHO, die für das „benchmarking“ genutzt werden könnten.
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